
Rechtsmittel, eingelegt am 22. September 2008 von der
Apple Computer, Inc. gegen das Urteil des Gerichts erster
Instanz (Dritte Kammer) vom 1. Juli 2008 in der Rechtssa-
che T-328/05, Apple Computer, Inc./Harmonisierungsamt

für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle)

(Rechtssache C-416/08 P)

(2008/C 301/38)

Verfahrenssprache: Englisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführerin: Apple Computer, Inc. (Prozessbevollmäch-
tigte: M. Hart und N. Kearley, Solicitors)

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen-
markt (Marken, Muster und Modelle), TKS-Teknosoft S.A.

Anträge

Die Rechtsmittelführerin beantragt,

— das von ihr beim Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaften eingelegte Rechtsmittel zuzulassen;

— das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften vom 1. Juli 2008 in der Rechtssache T-328/
05 aufzuheben;

— die Rechtssache an das Gericht erster Instanz zurückzuwei-
sen;

— die Kostenentscheidung vorzubehalten.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

1. Die Rechtsmittelführerin trägt vor, sie habe die Gemein-
schaftswortmarke „QUARTZ“ angemeldet. Die Anmeldung
erstrecke sich auf die

„Funktion eines Computerbetriebssystems, die speziell für Software-
entwickler bestimmt ist und dazu dient, die digitale Bilddarstellung
bei Anwendungsprogrammen zu verbessern und zu beschleunigen,
ausgenommen Produkte für den Bankensektor“ in Klasse 9.

2. Die TKS-Teknosoft S.A. sei die Inhaberin der eingetragenen
Gemeinschaftsbildmarke „QUARTZ“ u. a. für

a) „Softwarepakete für das Bankwesen“ in Klasse 9 und

b) „Erstellen von Programmen für die Datenverarbeitung, Daten-
verarbeitung mit Hilfe des Computers, Entwicklung von Compu-
tersoftware, Unterstützung und Beratung auf dem Gebiet der
Datenverarbeitung, elektronische Datenverarbeitung, Projektie-
rung und Design von Computersoftware, Vergabe von Lizenzen
für Computersoftware und Datenverarbeitungsanwendungen;
sämtliche genannten Dienstleistungen im Bereich des Bankwe-
sens“ in Klasse 42.

Die TKS-Teknosoft S.A widerspreche Eintragung der von der
Rechtsmittelführerin angemeldeten Marke „QUARTZ“ mit der
Begründung, dass zwischen den beiden Marken Verwechslungs-
gefahr bestehe. Das Gericht erster Instanz habe sich dieser Auf-
fassung angeschlossen.

Das Gericht erster Instanz habe rechtsfehlerhaft entschieden, da

a) sich die Waren, für die die beiden Marken eingetragen wären
und benutzt würden, eindeutig voneinander unterschieden
und das Gericht diese bedeutsamen Unterschiede nicht
berücksichtigt habe;

b) das Gericht für seine Prüfung, ob eine Verwechslungsgefahr
die einschlägigen „Verkehrskreise“ bestehe, bestimmt habe.
Insbesondere habe es nicht ausreichend berücksichtigt, dass
sich die einschlägigen Verkehrskreise logisch zwingend aus
Softwarefachleuten zusammensetzten, die bei Banken
beschäftigt seien oder für diese Leistungen erbrächten;

c) das Gericht deshalb die umfassende Beurteilung, so wie sie
der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften in seiner
vorher ergangenen Rechtsprechung umrissen habe, fehlerhaft
vorgenommen habe.

Klage, eingereicht am 22. September 2008 — Kommission
der Europäischen Gemeinschaften/Vereinigtes Königreich

Großbritannien und Nordirland

(Rechtssache C-417/08)

(2008/C 301/39)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: A. A. Gilly und U. Wölker)

Beklagter: Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland

Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass das Vereinigte Königreich dadurch gegen
seine Verpflichtungen aus der Richtlinie 2004/35/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004
über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von
Umweltschäden (1) verstoßen hat, dass es die Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie nachzukommen, nicht erlassen oder jedenfalls der
Kommission nicht mitgeteilt hat;
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— dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland
die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie sei am 30. April
2007 abgelaufen.

(1) ABl. L 143, S. 56.

Klage, eingereicht am 22. September 2008 — Kommission
der Europäischen Gemeinschaften/Irland

(Rechtssache C-418/08)

(2008/C 301/40)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: U. Wölker und A. A. Gilly)

Beklagter: Irland

Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass Irland dadurch gegen seine Verpflichtun-
gen aus der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaf-
tung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (1)
verstoßen hat, dass es die Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukom-
men, nicht erlassen oder der Kommission jedenfalls nicht
mitgeteilt hat.

— Irland die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie sei am 30. April 2007
abgelaufen.

(1) ABl. L 143, S. 56.

Klage, eingereicht am 24. September 2008 — Kommission
der Europäischen Gemeinschaften/Republik Österreich

(Rechtssache C-422/08)

(2008/C 301/41)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: U. Wölker und B. Schöfer, Bevollmächtigte)

Beklagte: Republik Österreich

Anträge der Klägerin

— Festzustellen, dass die Republik Österreich gegen ihre Ver-
pflichtungen aus der Richtlinie 2004/35/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über
Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von
Umweltschäden (1) verstoßen hat, indem sie die erforderli-
chen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung
dieser Richtlinie nicht erlassen beziehungsweise der Kommis-
sion diese Vorschriften nicht mitgeteilt hat.

— Der Republik Österreich die Kosten des Verfahrens aufzuerle-
gen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Umsetzungsfrist der Richtlinie sei am 30. April 2007 abge-
laufen.

(1) ABl. L 143, S. 56.

Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Justice
(England & Wales), Queen's Bench Division
(Administrative Court) (Vereinigtes Königreich), eingereicht
am 29. September 2008 — Karen Murphy/Media Protection

Services Limited

(Rechtssache C-429/08)

(2008/C 301/42)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

High Court of Justice (England & Wales), Queen's Bench Divi-
sion (Administrative Court)
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